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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Föderativer Aufbau

Jurafrage

Die Reaktionen auf den Bericht Widmer fielen sehr unterschiedlich aus. Die Berner
Regierung bekundete ihre Enttäuschung, die berntreuen Organisationen des Berner
Juras waren empört. Ihre Hauptkritik richtete sich an die Vorgabe, dass der
aufzunehmende Dialog, der an sich begrüssenswert sei, einzig auf das Ziel einer
Vereinigung ausgerichtet sein soll. Die Force Démocratique (FD) als wichtigste
antiseparatistische Organisation machte die Aufnahme eines Dialogs abhängig vom
Verzicht des Kantons Jura auf seine "Annexionsgelüste", wie sie insbesondere im
Ausführungsgesetz zur Unir-Initiative zum Ausdruck kämen. Unzufrieden mit dem
Bericht waren auch die Behörden der Stadt Biel. Sie kritisierten, dass die Konsequenzen
der von der Kommission postulierten Abtrennung des mit der Stadt eng verbundenen
Berner Juras für die Zukunft ihrer zweisprachigen Stadt nicht analysiert worden seien.
Innert weniger Wochen sammelten die Kritiker des Berichts im Berner Jura und in Biel
20'000 Unterschriften für eine Petition an den Bundesrat mit der Aufforderung, den
Empfehlungen des Berichts keine Folge zu leisten.
Positiv nahmen die jurassische Regierung, die Behörden der Stadt Moutier und die
autonomistischen Organisationen – diese sahen im Bericht den wichtigsten
"moralischen Sieg" des Juras seit 1815 – die Ausführungen der Kommission auf und
beurteilten sie als realistische Konfliktlösungsvorschläge. Das RJ betonte aber, dass
dieser vorgeschlagene Dialog keinesfalls die Begründung einer Kooperation über die
bestehenden Kantonsgrenzen zum Ziel haben dürfe, sondern einzig der Vereinigung
gewidmet sein müsse. Von den nationalen Parteien kritisierte die FDP den Bericht,
während er von der CVP gelobt wurde. Auf lokaler Ebene veröffentlichte die jurassische
SP gemeinsam mit der SP und der autonomistischen PSA des Berner Juras eine
Stellungnahme, welche die Aufnahme eines Dialogs begrüsst, dabei aber dem von der
Kommission Widmer postulierten Ziel einer Vereinigung nicht erste Priorität einräumt. 1

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 08.10.1993
HANS HIRTER

Die bernische Regierung legte im Frühjahr ihre Pläne für die Konkretisierung des
Sonderstatuts für den Berner Jura vor. Kernpunkt ist die Schaffung eines in direkter
Wahl nach Proporzsystem gewählten und 24 Mitglieder zählenden „Conseil du jura
bernois“ (CJB). Dessen Entscheidungskompetenzen beschränken sich auf kantonale
Finanzbeiträge im Kulturbereich und auf Fragen der Schulkoordination. Zudem soll er
zuständig sein für die Wahl der Vertreter des Berner Juras in die verschiedenen
grenzüberschreitenden Zusammenarbeitsgremien. Als neues Volksrecht schlug die
Regierung zudem ein besonderes Initiativrecht für die Region vor: In Fragen, welche mit
der kulturellen und sprachlichen Identität zusammenhängen, sollen 2'000
Stimmberechtigte eine kantonale Volksinitiative einreichen können (Für normale
kantonale Volksinitiativen beträgt die Unterschriftenzahl 15'000). Die als Leitsätze
bezeichneten Vorschläge der Berner Regierung wurden vorerst dem Regionalrat des
Berner Juras (als Vertretung der drei frankophonen Bezirke), sowie den beiden
Gemeinden des zweisprachigen Bezirks Biel zur Stellungnahme vorgelegt und dann in
eine breite Vernehmlassung gegeben. Die jurassische Regierung, für welche die
Wiedervereinigung aller sechs Bezirke weiterhin oberstes Ziel ist, kritisierte das Projekt
als ungenügend; insbesondere seien die Entscheidkompetenzen des neuen Rates zu
bescheiden, um als Partner in interkantonalen Projekten auftreten zu können. Die
berntreue Force démocratique (FD) unterstützte hingegen die Vorschläge. Das
Mouvement autonomiste jurassien (MAJ) lancierte im Kanton Jura eine Volksinitiative,
welche die Regierung verpflichten will, dem bernischen Jura ein konkretes Angebot für
eine Vereinigung mit dem Kanton Jura zu machen. 2

KANTONALE POLITIK
DATUM: 18.11.2002
HANS HIRTER

Die bernische Regierung präsentierte im Mai ihre Vorschläge für ein Sonderstatut für
den Berner Jura. Sie hielt dabei bezüglich der Kompetenzen des „Conseil du Jura
bernois“ (CJB) und der Einführung des Instruments einer regionalen Volksinitiative an
ihren im Vorjahr veröffentlichten Leitsätzen fest. Für den „Conseil du Jura bernois“
legte sie zwei Wahlvarianten vor. Bei der einen werden alle 24 Mitglieder in direkter
Volkswahl gewählt, bei der anderen sind die ebenfalls vom Volk gewählten jurassischen
Mitglieder des bernischen Grossen Rates amteshalber dabei. Dem Verlangen der

KANTONALE POLITIK
DATUM: 10.05.2003
HANS HIRTER
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zweisprachigen Stadt Biel nach Einbezug in diese neuen Strukturen gab die Regierung
aus verfassungsrechtlichen Gründen (Art. 5 der Kantonsverfassung sieht nur für die drei
jurassischen Bezirke ein Sonderstatut vor) und auch wegen des Widerstands aus dem
Berner Jura nicht statt. Sie schlug aber vor, für die französischsprachigen Bieler einen
vom städtischen Parlament oder vom Volk gewählten Rat für die Vertretung ihrer
Interessen, namentlich im Bildungsbereich, zu schaffen. 3

Der bernische Grosse Rat hiess im Mai das von der Regierung im März vorgelegte
Sonderstatut für den Berner Jura unverändert gut, nachdem auch für die Vertretung
der Interessen der französischsprechenden Bevölkerung des Bezirks Biel eine zufrieden
stellende Lösung ausserhalb der neuen Strukturen für den Berner Jura hatte gefunden
werden können. Gegen das Sonderstatut stimmten die separatistischen Abgeordneten
des Berner Juras sowie Parlamentarier aus dem Oberland. Letztere wollten mit ihrer
Ablehnung darauf hinweisen, dass sie für ihre Region ebenfalls eine Sonderstellung
wünschten. 4

KANTONALE POLITIK
DATUM: 14.09.2004
HANS HIRTER

Die Regierung des Kantons Jura und auch dessen Parlament sprachen sich für die
Variante einer Fusion mit dem Berner Jura aus und drängten auf die möglichst baldige
Durchführung von Volksabstimmungen. Die Berner Regierung gab sich zurückhaltender.
Schliesslich sprach sie sich für die Variante „Staus quo plus“ aus. Plebiszite schloss sie
nicht aus, wenn solche von den Betroffenen im Berner Jura gewünscht werden. Bevor
sie ihre Meinung bekanntgab, hatte sie eine Konsultation bei den politischen Instanzen
des Berner Juras und der Stadt Biel durchgeführt. Die Stadt Biel ist von der Frage
insbesondere deshalb auch betroffen, weil ihre französischsprachige Minderheit (rund
20'000 Personen) bei einem Ausscheiden des Berner Juras mit seinen mehr als 50'000
Französischsprechenden zu einer marginalen Minderheit im bisher zweisprachigen
Kanton Bern würde. Die Stellungnahme der Berner Regierung fand auch im bernischen
Grossen Rat Zustimmung und wurde nur von den vier autonomistischen Abgeordneten
kritisiert. Im November einigten sich die beiden Kantone und der Bund, dass die AIJ
(Assemblé interjurassienne) Gelegenheit erhält, ihren Bericht und ihre Vorschläge einer
breiten Öffentlichkeit vorzustellen. 5

KANTONALE POLITIK
DATUM: 06.11.2009
HANS HIRTER

Eine Untersuchung des Kantons Bern schätzte die Folgen eines Zusammenschlusses
des Berner Juras mit dem Kanton Jura negativ ein, da die Romands in Biel
benachteiligt wären. Laut der Studie würde sich die französischsprachige Minderheit in
Biel bei einer Verschiebung der Kantonsgrenze frappant verringern, was es für den
Kanton schwierig machen könnte, die zweisprachige Struktur zu erhalten. 6

KANTONALE POLITIK
DATUM: 16.04.2011
DEBORA SCHERRER

Mit gemischten Gefühlen wurde dem Wiener Kongress im Kanton Jura gedacht. Zwar
wurden vor 200 Jahren auf der einen Seite die unter dem Bistum Basel stehenden
Gebiete des heutigen Kantons Jura und des französischsprachigen Teils des Kantons
Bern der Eidgenossenschaft zugewiesen und damit verhindert, dass die Bevölkerung
dieser Gebiete unter französische Herrschaft und in gewalttätige Kriege geriet. Die
Zuteilung der Gebiete zum Kanton Bern war auf der anderen Seite aber auch der
Ursprung der Jurafrage: Spannungen zwischen dem katholischen Nord- und dem
protestantischen Südjura wurden schon rasch nach 1815 spürbar und kulminierten ein
erstes Mal in der militärischen Besetzung durch Berner Truppen im Rahmen des
Kulturkampfes von 1870. Hätte der Bischof von Basel vor 200 Jahren seinen Einfluss
geltend machen können, hätte die Geschichte der Region wohl einen ganz anderen
Verlauf genommen. Die im Rahmen des Wiener Kongresses ebenfalls diskutierte Idee
eines unabhängigen Kantons mit Biel als Hauptstadt scheiterte nicht zuletzt an der
militärischen und politischen Schwäche des ehemaligen Bistums. 
Eine 200-Jahr-Feier des Beitritts des Juras zur Schweiz wurde – anders etwa als in den
Kantonen Wallis, Neuenburg und Genf, die ebenfalls mit dem Wiener Kongress der
heutigen Schweiz zugeschlagen wurden – nicht begangen. In seiner Antwort auf eine
Interpellation der SVP gab der Berner Regierungsrat zu Protokoll, nie um Feierlichkeiten
ersucht worden zu sein und aus politischen Überlegungen auch darauf verzichten zu
wollen. 7

ANDERES
DATUM: 20.03.2015
MARC BÜHLMANN
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Informationsveranstaltungen: Bund, 6.11.09.
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